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60 Jahre Landesverband Hessen im BSBD – Teil 3

Rückschau und Ausblick
60 Jahre BSBD Hessen gehen einher 
mit 60 Jahren Justizvollzug in Hes-
sen. In Teil 1 (Ausgabe 2/2017) hatten 
wir die Geschichte unseres hessischen 
Landesverbandes geschildert. Teil 2 
unserer Rückschau befasste sich mit 
unseren gewerkschaftspolitischen Er-
folgen: eine sehr beachtliche Liste von 
Erfolgen, wie ich meine – und damit 
eine reiche Aufzählung von Gründen, 
warum es auch jetzt und in den näch­
sten Jahren wichtig ist, sich gewerk­
schaftlich zu organisieren – Mitglied 
im BSBD Hessen zu werden – und 
sich gewerkschaftlich zu engagieren. 
Denn: nur gemeinsam können wir et-
was erreichen.

Was fehlt nun also noch: der Ausblick 
auf die Zukunft. 60 Jahre BSBD Hessen 
sind viel – aber nicht genug. Was wäre 
denn der hessische Justizvollzug ohne 
den BSBD Hessen, ohne eine Fach-
gewerkschaft, die sich zu jeder Zeit 
und sofort kümmert, wenn Stellung 
zu beziehen ist, wenn Forderungen zu 
formulieren sind.… Keine Anhebung 
der Vollzugszulage 2017, keine Redu-
zierung der Arbeitszeit, keine Fortfüh-
rung der LAK-Konten, kein Statement, 
wenn die Presse uns mal wieder be-
spricht, keine Stellungnahme an die 
Politik, und auch keine Unterstützung 
bei Dienstplänen, Personalausstattung, 
Anordnungen, Weisungen, die das Ver-
halten betreffen, keinerlei Mitsprache 
bei der Ausgestaltung der Ausbildung 
des Vollzugsnachwuchses… Keinerlei 
wirkungsvolle Vertretung. 

Gewerkschaftsarbeit ist aber auch 
mehr als nur Personalratsarbeit in der 
eigenen Justizvollzugsanstalt oder am 
Tisch des Hauptpersonalrates Justiz-
vollzug. All das, was in der vorherigen 

Ausgabe des Vollzugsdienstes an Erfol-
gen des BSBD Hessen aufgezählt wur-
de, war (und ist zukünftig) nur mög-
lich durch die direkte und fortlaufende 
Auseinandersetzung mit den politisch 
Entscheidungsverantwortlichen samt 
Hausspitze und Fachabteilung des Hes-
sischen Ministeriums der Justiz sowie 
Presse, Rundfunk und TV. 

Aber umgekehrt: erfolgreiche Ge-
werkschaftsarbeit und Durchsetzungs-

stärke funktionieren nur durch gute 
Arbeit in den Personalvertretungsgre-
mien. Gewerkschaftsarbeit und Perso-
nalratsarbeit sind nicht voneinander 
trennbar! Deshalb unterstützen wir als 
BSBD Hessen die Fortbildung der ört-
lichen Personalräte.

60 Jahre BSBD Hessen heißt auch, 
ganz ausdrücklich danke sagen an all 
diejenigen, die unseren gewerkschaft-

lichen Erfolg durch ihr Engagement 
ermöglicht haben. Der BSBD Hessen 
ist in allen Justizvollzugseinrichtungen 
vertreten, dort engagieren sich Kolle-
ginnen und Kollegen in den Ortsver-
bandsvorständen und in den örtlichen 
Personalräten. Etliche von uns enga-
gieren sich darüber hinaus in verschie-
denen Bezirks- und Landesgremien un-
seres Dachverbandes, des DBB Hessen. 
Bleibt noch die Mitarbeit im Landes-
vorstand und bleibt noch der Einsatz 
im HPR Justizvollzug… Das alles in 
Einsatzstunden, Initiative und Engage-
ment für uns alle umgerechnet, ist auf 
60 Jahre aktiver BSBD Hessen nicht 
mehr zu beziffern – aber beschreibbar. 
Was es heißt, einen Ortsverband zu lei-
ten, Frontmensch für die Mitglieder zu 
sein, allen Fragen Rede und Antwort 
zu stehen, zu beraten, auch mal Klage-
mauer zu sein, das Protokoll zu führen, 
das Geld zu verwalten, sich für die Se-
nioren einzusetzen und den Kontakt zu 
ihnen zu pflegen, Stellungnahmen zu 
schreiben, Rechtsberatung zu geben,… 
Einfach da zu sein für alle, das alles 
ist Einsatz, der viel zu häufig nicht be-
merkt und auch nicht unterstützt wird. 
Dabei bringen die Kolleginnen und Kol-
legen viele Stunden ihrer Freizeit ein, 
treffen sich zu Vorstandssitzungen, Mit-
gliederversammlungen, schreiben Stel-
lungnahmen und Informationen, lei-
sten Telefonberatung… Übrigens: auch 
diese Zeitung – „Der Vollzugsdienst“ 
– ist aus 100 % Freizeit gemacht.

Der BSBD Hessen bedankt sich ganz 
ausdrücklich für diese Arbeit, für den 
ehrenamtlichen Einsatz, für Initiativen 
zugunsten aller Kolleginnen und Kolle-
gen, für deren Vertretung – ganz beson-
ders bei vollzuglichen Krisen –, nichts 

Engagierte Kolleginnen und Kollegen aus den Ortsverbänden bei der Landeshauptvorstandssitzung. � Foto: BSBD Hessen

Landesvorsitzende Birgit Kannegießer. �
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ist selbstverständlich und jeder Einsatz 
ist wichtig! DANKE Euch allen!

60 Jahre BSBD Hessen sind 60 Jahre 
erfolgreiche, durchsetzungsstarke und 
wirkungsvolle Gewerkschaftsarbeit.

Beim Gewerkschaftstag 2017 am 10. 
November in der Bürgerhalle in Butz-
bach werden diese 60 Jahre im Mittel-
punkt stehen. Wir sind stolz auf alle 
Errungenschaften, die wir in diesen 
60 Jahren erreichen und durchsetzen 
konnten. Wir sind stolz, nicht mehr „re-
gierungsfeindlicher Verband“ sondern 
leistungsstarke Fachgewerkschaft – die 
einzige im Justizvollzug – zu sein. Wir 
sind stolz, so viel erreicht zu haben für 

unsere Kolleginnen und Kollegen und 
durchgesetzt zu haben. Wir sind stolz, 
in allen Vollzugseinrichtungen organi-
siert zu sein und alle Fachgruppen mit 
ganzer Leidenschaft zu vertreten.

60 Jahre sind leider noch nicht genug. 
Warum leider ? Weil Gewerkschafts-
arbeit immer noch unverzichtbar ist. 
Nachdem wir in diesem Jahr endlich die 
Anhebung der Vollzugszulage durchge-
setzt haben, fehlt jetzt noch die Wieder-
einführung der Ruhegehaltsfähigkeit 
(wer ein Leben lang den Kopf hinge-
halten hat im Justizvollzug, sollte hier-
für auch im Ruhestand ein besonderes 
Dankeschön erhalten). Arbeitszeiten, 

Arbeitszeitmodelle und Dienstpläne, 
Reorganisation, Arbeitsklima und Zu-
sammenarbeit, Sanierungsstaus, Doku-
mentationswut und Zahlenspiele, Ge-
walt gegen Bedienstete… das sind alles 
Themen, die uns auf den Plan rufen. 
Hier stehen wir als BSBD Hessen immer 
wieder in der 1. Reihe und zeigen ganz 
klar Kante. Der hessische Justizvollzug 
braucht einen starken Bund der Straf-
vollzugsbediensteten. 

Deshalb zum Schluss: werdet Mit­
glied, unterstützt, arbeitet mit. Wer 
handelt, mag manchmal irren, wer 
nicht handelt, hat bereits verloren.

� Birgit Kannegießer

Der hessische Jusitzvollzug braucht einen starken Bund der Strafvollzugsbediensteten.� Foto: BSBD Hessen

BSBD Hessen interveniert

Gewalt in den hessischen Vollzugsanstalten nimmt zu
Die Bediensteten brauchen in besonderer Weise die Unterstützung ihrer Vorgesetzten

Bei der Arbeit angepöbelt oder sogar 
angegriffen zu werden, gehört heut­
zutage leider in vielen Bereichen des 
Öffentlichen Dienstes zum Tagesge­
schäft. Das Risiko für die Kolleginnen 
und Kollegen im Justizvollzug ist 
hierbei besonders hoch. Da kommt 
es zu Spuckattacken, zu Rempeleien, 
Tritten, Kratzattacken, Festhalten, zu 
Beleidigungen und schließlich auch 
zu Gewaltübergriffen. 

Wir erinnern uns an die Vorfälle im 
Jugendvollzug – ein junger Kollege in 
Wiesbaden wurde zusammengeschla-
gen, ein Rockenberger Kollege wurde 
markant geschubst, in der JVA Butzbach 
wurden zwei Kollegen mit Fäkalienbeu-
tel beworfen und mit präparierten Glas-
scherben bedroht, drei Beispiele von et-
lichen mehr. Aus vielen Anstalten ist zu 
hören, dass die besonders gesicherten 
Hafträume (BGHs) deutlich häufiger 

belegt sind – Hessischer Justizvollzug 
2017.

Der dbb Hessen hat das Thema Ge-
walt gegen Bedienstete des öffentli-
chen Dienstes zu einem seiner Schwer-
punktthemen der Gewerkschaftsarbeit 
erklärt. Die Mitarbeiter/innen des öf-
fentlichen Dienstes brauchen dringend 
den Schutz und die Rückendeckung 
ihrer Vorgesetzten, wenn es um die Ver-
meidung – aber auch, wenn es um die 
Verarbeitung erlebter Gewalt im Beruf 
geht. 

Am 20. August 2017 titulierte die Hes-
senschau ihren Bericht: „Geschlagen, 
gebissen und bespuckt, Gewalt gegen 
Beamte und Staatsbedienstete nimmt 
zu.“ Interviewt wurde ein Kollege der 
JVA Frankfurt I, der der Hessenschau 
aus seinem Vollzugsalltag berichtete: 
(Zitat aus dem Hessenschaubericht) 
Die Qualität der Delikte hat zugenom-
men. Die Respektlosigkeiten steigen. 

Kollege Christian H. erklärte, dass er 
es am eigenen Leib erfahren habe, mit 
dem Tode bedroht zu werden. 

Einschüchterungsversuche, er versu
che locker zu bleiben: „wer hier Angst 
hat, hat den falschen Beruf ergriffen.“ 
Die Hessenschau berichtete weiter, dass 
das Hessische Ministerium der Justiz 
die Zunahme der Zahl der Tätlichkeiten 
auf Bedienstete bestätigt habe. 2016 
habe man dort 22 Übergriffe gezählt, 
im Jahr 2017 seien bereits 12 Fälle re-
gistriert worden. 

Nur 22 Fälle tatsächlich im Jahr 
2016 und tatsächlich nur 12 Fälle bis-
her in 2017? Der BSBD Hessen hat in 
den vergangenen Monaten wiederholt 
die Zählweise des Justizministeriums 
kritisiert. Von dort bezieht man sich 
allerdings auf die durch die in Nr. 59 
VGO vorgegebene bundeseinheitliche 
Zählweise. Interessanterweise werden 
auch im neuen Entwurf der VGO keine 
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wirklichen Vorgaben gemacht, wie nun 
tatsächlich zu zählen ist.

Bereits beim Ländertreffen in Ham-
burg im März 2017 tauschten sich die 
BSBD-Landesbünde zu Gewalt im Jus
tizvollzug und zu deren bundesweit 
sehr unterschiedlicher Zählweise aus. 
Festzustellen war, dass Gewalt gegen 
Vollzugsbedienstete in den 16 Bundes-
ländern völlig unterschiedlich gezählt 
wird. Während in Hessen „nur“ die vor-
sätzlichen und vollendeten Gewalttaten 
von Gefangenen gegen Bedienstete ge-
zählt werden, gibt es andere Bundeslän-
der, die den Vorfall nur dann registrie-
ren, wenn der/die Bedienstete in der 
Folge krank ist. In einem Bundesland 
ist es sogar so, dass der/die Bedienstete 
mindestens drei Tage krankgeschrieben 
sein muss nach durchlebter Gewalt-
attacke, um Aufnahme in die entspre-
chende Statistik zu finden.

Gewalt gegen Bedienstete im Justiz-
vollzug ist schlimm. Sie findet statt in 

einem absolut geschlossenen System 
ohne jegliche Ausweichmöglichkeit.

Die Kolleginnen und Kollegen sind 
hierbei jeden Tag (und jede Nacht) in 
besonderer Weise gefordert. Deshalb 
brauchen sie in besonderer Weise die 
Unterstützung ihrer Vorgesetzten, den 
ehrlichen und transparenten Umgang 
mit diesem Thema. Hier darf nicht wei-
ter schöngeredet bzw. schöngerechnet 
werden. Ganz besonders die politisch 
Verantwortlichen brauchen die tatsäch-
lichen (!) Zahlen, die in allen Bundes-
ländern nach einem Standard erhoben 

werden. Das darf aber kein schönfär-
bender, verharmlosender Zahlensalat 
werden. Die Bediensteten müssen sich 
in diesem Ergebnis wiederfinden.

Der BSBD NRW hatte die Arbeitssi
tuation bereits in Ausgabe 2 dieses 
Jahres beschrieben. Auch der BSBD 
Rheinland-Pfalz hat darüber berichtet. 
Wenn im Vollzugsalltag um die Selbst-
verständlichkeit der Durchsetzung des 
Tagesablaufs gerungen werden muss, 
wenn ein Gefangener im Haus den Ta-
gesablauf bereits derart auf den Kopf 
stellt, indem er Sicherheitsmaßnahmen 
provoziert, die jegliche Routine außer 
Kraft setzen… dann sagen wir als BSBD 
Hessen: das MÜSSEN die Entschei-
dungsverantwortlichen wissen. Hier 
wird mittlerweile viel zu oft um Hand-
lungsfähigkeit in den Vollzugsanstalten 
gerungen … auch bei Entscheidungen 
über die Personalstärke. 

Das aber wird allerdings durch die 
vollzugspolitisch Verantwortlichen be-

stritten. Personalnot gebe es nicht, so 
die hessische Justizministerin in der 
Beantwortung einer kleinen Anfrage 
der SPD-Fraktion am 22.05.2017. Alle 
Stellen werden besetzt. Ob all diese 
Stellen reichen? Bei andauernd hohem 
Krankenstand? 

Für 2018 und 2019 werden 14 neue 
Stellen im Haushalt eingestellt wer-
den. Nur 14, davon 6 für die Dienst-
hundeführer und einige für das NeDis-
Projekt. Seit 2013 wurden allerdings in 
der Gesamtbilanz (durch Auswertung 
der Stellenpläne der Haushaltspläne 

05) insgesamt 47 Stellen abgebaut. Bis 
31.12.2019 sollen weitere 19 Stellen ab-
gebaut werden. Nun mag man denken, 
dass dieser Abbau durch die Stellenzu-
wächse 2018/2019 kompensiert wird, 
werden sie aber nicht, denn die neuen 
Stellen werden an zusätzliche Aufga-
ben gebunden. 

Und so geht nun der Vollzugsall-
tag weiter, wir diskutieren um Zahlen 
und Geld, während die Kolleginnen 
und Kollegen den Kopf schütteln, sich 
schlimmstenfalls in die Mindestdienst-
verrichtung flüchten. Am Ende ist an 
dieser Misere dann die Gewerkschaft, 
der BSBD Hessen, schuld, weil er im-
mer alles schlecht redet….

Zum Schluss: warum der Ausflug 
zur Personalausstattung beim Thema 
Gewalt gegen Bedienstete? Weil jede 
unbesetzte oder nicht verfügbare Stelle 
die Kolleginnen und Kollegen im Dienst 
schwächen, sie alleine lässt, sie zusätz-
lich belastet… und das Risiko erhöht.

PS: Wir freuen uns übrigens für die 
Kolleginnen und Kollegen bei Polizei 
– als Teil der inneren Sicherheit – für 
deren jetzt geplante Stellenzuwächse. 
Gut so.

Wir freuen uns für die Kolleginnen 
und Kollegen der allgemeinen Justiz, 
185 geplante Stellenreduzierungen fal-
len weg – die Stellen bleiben. Darüber 
hinaus werden in den nächsten zwei 
Jahren 224 weitere Stellen geschaffen. 
Auch das ist richtig!

Aber: wenn Polizei und allgemeine 
Justiz verstärkt werden, steht sehr zu 
erwarten, dass unsere Haftzahlen wei-
ter steigen werden. Merkt Ihr was?

Der Ton in den Vollzugseinrichtungen ist in den zurückliegenden Jahren rauer geworden. Verbale und 
körperliche Übergriffe nehmen zu. � Foto: ©AdobeStock Ich 

engagiere  
mich im 
BSBD Hessen 
weil …
… gute 
Basisarbeit  
Grundlage  
erfolgreichen  
gewerk-
schaftlichen  
Handelns ist.

Florian Haas 
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BSBD Hessen besorgt

Der hessische Justizvollzug – eine einzige Baustelle ?
Sanierungsstau wächst jedes Jahr weiter an und wird dabei immer teurer

Wer in Hessen nicht gerade in der 
Justizvollzugsanstalt Hünfeld, Frank­
furt/M I oder Weiterstadt arbeitet, 
dürfte sich des Öfteren Gedanken 
machen, in welchem bedenklichen 
baulichen Zustand sich die Gebäude 
befinden, in denen wir unseren Beruf 
ausüben und insgesamt bis zu 5000 
Menschen unterzubringen gedenken.

Aktuell kann man aus dem Haushalts-
plan des Landes Hessen herauslesen, 
dass für die Bauunterhaltung aller 
Justizvollzugsanstalten ca. 4,4 Mio. 
Euro zur Verfügung stehen, für kleine-
re Hochbaumaßnahmen werden jedes 
Jahr rund 1 Mio. Euro an Investitions-
mitteln im Haushalt eingestellt. Darü-
ber hinaus sind im Hochbauhaushalt 
diverse Hochbaumaßnahmen in ver-
schiedenen Anstalten abgebildet. Wer 
diese Zahlen von außen betrachtet, mag 
den Eindruck haben, dass es sich doch 
gar nicht um kleine Summen handelt. 
Wer allerdings den Vollzug von innen 
kennt, weiß, dass mit diesem Geld nur 
ein Bruchteil der Reparaturen und Sa-
nierungsmaßnahmen bewältigt werden 
können, die von den Anstalten jedes 
Jahr angemeldet werden. Viele Projekte 
werden immer und immer wieder an-
gemeldet, können mangels Geld nicht 
abgearbeitet werden. So wächst der Sa-
nierungsstau jedes Jahr weiter an – be-
ständig und zusehends. Es wird dabei 
immer teurer.

Hörte man noch bis ca. 2011 von 
der Erstellung eines Justizvollzugsent-
wicklungskonzepts, in dem man sich 
(die Entscheidungsverantwortlichen in 
Justiz- und Finanzministerium) wohl 
mit einem Gesamtwurf für die Fortent-
wicklung der Vollzugslandschaft des 
hessischen Justizvollzugs befasste, so 
ist davon seit wenigstens fünf Jahren 
gar nichts mehr zu hören oder zu spü-
ren. Wir erinnern uns: die Vollzugsver-
waltung war bei der Finanzverwaltung 
zweimal in Ungnade gefallen – wegen 
zweier Kalkulationsfehler bei der Haus-
haltsanmeldung von zwei größeren 
Projekten damals – in der Zeit, als Jörg-
Uwe Hahn noch Justizminister war. 
Seitdem tanzt die Finanzverwaltung be-
züglich der Zurverfügungstellung von 
Haushaltsmitteln mit dem Justizvollzug 
viel lieber auf der Stelle, spart nicht mit 
Kritik, wie man hört, und spielt dann 
„Schwarzer Peter.“ Die anderen sind 
schuld, sind unfähig – und was auch im-
mer. Jedes Haushaltsjahr, in dem nicht 

für den Justizvollzug zu investieren ist, 
ist aus jetziger Sicht durch die finanz-
politische Brille gesehen wohl ein gutes 
Jahr – die schwarze Null im Haushalts-
jahr 2019 war und ist klar angesagt. 

Derweil verschlechtert sich der bau-
liche Zustand markant. Man bedenke, 
die Bausubstanz der meisten Anstalten 
stammt entweder bereits aus dem 19. 
Jahrhundert oder wurde in den 50er 
und 60er Jahren des letzten Jahrhun-
derts gebaut. Denkt man beispielsweise 
an die JVA Frankfurt IV, die JVA Kassel 
II oder an die JVA Darmstadt, so schreit 
einem dort der Sanierungsbedarf mitt-
lerweile entgegen. 

Hessen ist ein Flächenland. Hessen 
hat eine Organisation der allgemeinen 
Justiz über die Fläche des ganzen Lan-
des Hessen. Ja, und Hessen braucht 
auch Justizvollzugsanstalten in der 
Fläche des Landes Hessen verteilt. Dies 
zum einen, um Gerichtsstandorte mit 
räumlich nahen Untersuchungshaftein-
richtungen anzudienen, zum anderen 
auch, um Strafgefangenen eine gewisse 
räumliche Nähe zu ihren Angehörigen 
zu ermöglichen. Und denkt man dann 
noch an jegliche Vorgaben für das Ent-
lassungs-, Übergangs- und Sicherheits-
management mit Fallkonferenzen und 
dergleichen, dann wird der Vollzug in 
der Fläche umso wichtiger. 

Die Zeiten fallender  
Gefangenenzahlen sind vorbei
So stehen beispielhaft der große Land-
gerichtsbezirk Limburg und die kleine 
Justizvollzugsanstalt Limburg bedarfso-
rientiert und sinnvoll Hand in Hand für 
die Bedürfnisse und Anforderungen der 
im westlichen Teil des Landes Hessen 
lebenden Bürgerinnen und Bürger an 
eine funktionierende Justiz als Gemein-
schaftsaufgabe von allgemeiner Justiz 
und Justizvollzug.

Während man es in der Finanzver-
waltung durchaus schafft, in die Flä-
che zu gehen, Aufgaben aufs Land zu 
verlagern, dort sogar neue Gebäude 
zu kaufen oder zu bauen, wird für jede 
Hochbaumaßnahme des Justizvollzugs 
aber gleich eine Refinanzierungsmaß-
nahme gefordert – was wollt ihr aufge-
ben? Meistens wird dabei – immer und 
immer wieder – die Schließung der JVA 
Limburg verlangt. So war es für den 
(mittlerweile beerdigten Plan) des Baus 
von Arbeitsbetrieben für die JVA Wei-
terstadt, so ist es für die großen Sanie-
rungsmaßnahmen der Anstalten in Kas-

sel I und Butzbach. Dabei sind die Zeiten 
fallender Gefangenenzahlen längst vor-
bei. Klar, nach dem Haushaltsplan des 
Landes Hessen sind angeblich immer 
noch 600 Plätze im hessischen Justiz-
vollzug frei. Dort wird mit einer Bele-
gungsfähigkeit gerechnet, die auch im 
Jahr 7 nach Einführung des hessischen 
Strafvollzugsgesetzes den Standard der 
Einzelhaftraumbelegung ausblendet. 

Und wenn wir die Statistiken genau 
anschauen, dann bemerken wir schnell, 
dass es sich bei den freien Plätzen um 
Plätze im offenen Vollzug oder im Frau-
envollzug handelt. 

Auch im Seniorenvollzug und in der 
SV sind noch nicht alle Plätze belegt. 
Ein Hoch also auf die Belegungsstati-
stiken. Wie in den anderen Bundeslän-
dern auch, wird es allerdings immer 
enger im männlichen Erwachsenenvoll-
zug – sowohl in der U-Haft wie auch in 
der Strafhaft. Sogar die JVA Hünfeld hat 
es mittlerweile über die 500er-Marke 
gebracht. Was also soll die ewige und 
reflexartige Forderung nach Standort-
aufgaben? Aus unserer Sicht erscheint 
es überhaupt nicht zielführend, immer 
wieder eine Diskussion über die Schlie-
ßung von Anstalten oder Aufgabe von 
Standorten zu führen, ohne die gesamte 
Vollzugslandschaft zu betrachten und 
immer wieder lediglich  an einzelnen 
Problemen herum zu lavieren, anstatt 
einmal das Große und Ganze in den 
Blick zu nehmen. Ein Blick in andere 
Bundesländer zeigt übrigens, dass ein 
solch großer Wurf durchaus möglich 
ist, man mit dem notwendigen politi-
schen Willen auch bereit sein kann, die 
notwendigen Haushaltsmittel zur Verfü-
gung zu stellen. Nach hiesigem Kennt-
nisstand werden dem Landesbaubetrieb 
Nordrhein-Westfalen ca. 500 Mio. Euro 
für eine bauliche Neustrukturierung der 
Vollzugslandschaft bereitgestellt. 

Wir sind uns sicher, dass auch in Hes-
sen nur mit einem großen Wurf eine 
sinnvolle bauliche Aufrechterhaltung 
des Justizvollzuges möglich ist. Der 
Sanierungsstau muss umgehend und 
zwingend in Angriff genommen wer-
den, bevor uns Anstalten aus Gründen 
des Brandschutzes oder der Trinkwas-
serhygiene ad hoc geschlossen werden. 
Und dies trifft nicht nur auf die JVA 
Kassel I alleine zu. In gleichem Atem-
zug müssen hier die JVA Butzbach, 
die JVA Darmstadt, die JVA Wiesba-
den, die JVA Gießen, die JVA Limburg 
und die JVA Frankfurt/M IV genannt 
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werden. In Bezug auf diese Anstalten 
steht zu befürchten, dass sie alle be-
reits heute grundsanierungsbedürftig 
sind. Allen diesen Anstalten ist gleich, 
dass es, sobald mit dem Landesbetrieb 
Bau und Immobilien Hessen eine Lie-
genschaftsbegehung nach der Prüf-
BauVO Hessen oder zur Erstellung des 
IS – Nutz erfolgt, seitenweise Mängel 
immer und immer wieder protokolliert 
werden; Brandschutzmängel, Hygiene-
beanstandungen, Verbrauchsschäden 
an Leitungssystemen, veraltete Sicher-
heitstechnik sind das tägliche Brot in 
diesen Anstalten. 

Last, but not least ist festzustellen, 
dass selbst in den neuen Anstalten schon 
nach einer Laufzeit von 8 bis 10 Jahren 
einzelne Elemente der dortigen Sicher-
heitstechnik durch die Herstellerfirma 
abgekündigt werden, ein erheblicher 
finanzieller Bedarf für die Erneuerung 
dieser sehr aufwändigen Sicherheits-
technikanlagen entsteht. 

Die Kosten der Wartung dieser Sicher-
heitsanlagen verschlingt im Übrigen 
hunderttausende von Euro an Bauun-
terhaltungsmitteln des Justizvollzuges 
jedes Jahr, und wenn die Anlagen dann 
gewartet sind, sind die festgestellten 
Mängel aber noch nicht repariert. Wer 
dieses Maß an Sicherheitstechnik will, 
muss sich bewusst machen, dass die-
se Technik keine langlebige mehr ist 
und manchen Haushältern schwindelig 
wird. Wer diese Technik will, muss aber 
auch begreifen, dass sie pflegeintensiv 
ist und dass wir hierfür Fachpersonal, 
insbesondere im Werkdienst, benötigen. 
Technik hinzustellen bzw. einzubau-
en ist das eine, Technik will und muss 
aber betreut werden. Denn wir alle sind 
mittlerweile extrem abhängig von ihr. 
Wir können uns nicht erlauben, dass 
die Sicherheitstechnik plötzlich still 
steht – auch nicht unsere IT. Ein wei-
teres Aussitzen geht nicht mehr. Die 
Anstalten werden immer maroder, der 
Sanierungsstau wächst ins Unvertret-
bare. Was jetzt „gespart“ wird, rächt sich 
teuer. 

Der BSBD Hessen fordert daher ein 
ganzheitliches, tragfähiges und auf 
die nächsten 30 Jahre ausgerichtetes 
Hochbaukonzept für den hessischen 
Justizvollzug in Hessen, das zielgerich-
tet einen modernen und sicheren Jus
tizvollzug unter Beibehaltung der Jus
tizvollzugsstandorte den Bürgerinnen 
und Bürgern des Landes Hessen aber 
auch den Kolleginnen und Kollegen des 
Hessischen Justizvollzugs garantiert.  
Wir brauchen keine riesigen Vollzugs 
„Fabriken“, sondern wir brauchen über-
schaubare und steuerbare Vollzugsein-
richtungen.

Option Vertragsverlängerung gezogen

JVA Hünfeld bleibt weitere  
drei Jahre teilprivatisiert
BSBD-Landesvorstand tagte in Hünfeld

Es bleibt wie es war, die hessische 
Landesregierung hat den Vertrag mit 
der Steep AG um drei Jahre verlän­
gert und damit die vor vier Jahren 
bereits ausgehandelte Option der 
Vertragsverlängerung gezogen. Was 
zu erwarten war. Damit bleiben Fach­
dienste, Werkdienst und Vollzugsas­
sistenten in der Hand des privaten 
Arbeitgebers. 

Dieses Mal sollen es rund 480.000 € 
sein, die das Land angeblich damit ein-
spart – es wurden auch schon einmal 
über 700.000 €, dann fast 600.000 € 
jährliches Einsparvolumen behauptet. 
Wie bei jedem ÖPP-Projekt bleiben Ver-
trag und Kostenvergleichsrechnung die 
am besten gehüteten Geheimnisse. Zah-
lenbehauptung, bekräftigt durch Fuß-
aufstampfen, führt trotzdem nicht zum 
nachvollziehbaren und transparenten 
– oder gar überzeugenden – Ergebnis. 
Durch die Flure der JVA raunt es wie-
derum, dass der Vertrag auch für die 
Steep AG nicht der große wirtschaft-
liche Erfolg sei. 

Verwunderlich ist es für den BSBD 
Hessen, dass die aktuelle Entscheidung 
mit der bisherigen Selbstverständlich-
keit „Teilprivatisierung ist ein Erfolg“ 
entschieden wurde. Immerhin musste 
man sich bei Vertragsabschluss vor vier 
Jahren auf einen neuen – wenn auch 
abgesplitterten – Vertragspartner ein-
lassen; der Serco-Konzern hatte seine 
Deutschlandsparte ausgegliedert, da-
raus entstand die Firma Steep. „Steep 
price“ heißt übersetzt übrigens „gepfef-

ferter Preis.“ Jedenfalls wäre es nach 
Auffassung des BSBD geboten gewesen, 
hier nun besonders zu schauen, ob die 
Fortsetzung zweckmäßig ist. Dahinge-
stellt, jedenfalls sollen laut Entwurf des 
Haushaltsplans 2018/2019 zukünftig 
jährlich 60.000 € mehr an die Steep AG 
überwiesen werden, da ist man wohl 
teurer geworden?

Über den „wirtschaftlichen Erfolg“ 
können wir als Fachgewerkschaft mit 
der hessischen Landesregierung – wie 
oben bereits angeführt – nun nicht strei-
ten. Geheim bleibt geheim. Da wissen 
auch die Abgeordneten des hessischen 
Landtags ein Lied davon zu singen. Und 
gegen Behauptungen zu streiten, ist 
und bleibt sinnlos.

Trotzdem kann die Vertragsverlän-
gerung nicht unwidersprochen hinge-
nommen werden.  Wenn wir – mangels 
Nachvollziehbarkeit – nicht über den 
wirtschaftlichen Erfolg streiten kön-
nen, so bleibt doch immer und wieder 
die Frage zu stellen, ob die gewählte 
Aufgabenunterteilung und Zuweisung 
tatsächlich sinnvoll und effizient ist. 

Der BSBD Hessen hat  
hier – auch nach mehr 
als 12 Betriebsjahren –
erhebliche Zweifel. 

Dabei hören wir den 
Kolleginnen und Kol-
legen der JVA Hünfeld 
samt ihrem Personal-
rat immer wieder sehr 
aufmerksam zu. Auf 
deren Feedback grün-
det die Stellungnahme 
des BSBD Hessen. Die 
Rückmeldung der Be-
troffenen hat sich in 
den vergangenen Jah-
ren nicht verändert. Sie 
erleben die Aufteilung 
der Aufgaben des AVDs 
in hoheitliche und in 

nicht hoheitliche Aufgaben weiterhin 
als wenig sinnstiftend. Die Personal-
decke von 99 AVD-Bediensteten ist viel 
zu knapp bemessen, da alle Sonder-
aufgaben, insbesondere Krankenhaus-
überwachungen, Ausführungen zum 
Arzt samt Ausführungen aus behand-
lerischen Gründen für insgesamt mehr 
als 500 Gefangene allein auf diese 99 
zurückfallen – und das bei einem ak-
tuellen Krankenstand von 11 % und bei 
überdurchschnittlichen Beurlaubungen 

Die JVA Hünfeld bleibt teilprivatisiert. � Foto: BSBD
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z.B. durch Elternzeiten. Werden in an-
deren Anstalten nur einzelne Bereiche 
geschlossen (z. B. Sport fällt aus), so 
heißt das für die JVA Hünfeld häufig: 
unter Verschluss nehmen. Dann sitzen 
schlimmstenfalls die Steep-Mitarbei-
ter/innen untätig rum – die angebote-
ne Leistung kann nicht angenommen 
werden (muss aber bezahlt werden), 
während der AVD überladen rotiert. 
Dann fällt der Sport aus, die Arbeit, 
die Behandlung…Erschwerend kommt 
hinzu, dass der Vollzugstag in Hünfeld 
durch den 2-Schichtbetrieb in den Un-
ternehmerbetrieben täglich 2-mal ge-
lebt wird. Richtig, das ganze Tagespro-
gramm wird 2-mal täglich abgespult. 
Der Tagesablauf ist dadurch derart fest-
gezurrt, dass jede Fortschreibung bzw. 
Veränderung einem Staatsakt gleich-
kommt. Und muss etwas ausfallen, ist 
das Geld trotzdem fällig. Fällt das Ar-
beitsangebot aus, drohen gar Vertrags-
strafen… Rechnungen werden wohl 
weiterhin gegenseitig gestellt. Hm. Und 
schließlich sind an einzelnen Vollzugs-
abläufen – z. B. am Arbeitsumschluss 
– Bedienstete in zahlenmäßigem Um-
fang beteiligt, dass einem beim Zu-
hören schwindelig wird. Weil wieder 
zwischen privater und hoheitsrecht-
licher Aufgabe unterschieden wird. 
Hier werden Abläufe aufwändiger, die 
sonst selbstverständlich durchlaufen. 
Die Kolleginnen und Kollegen werden 
deutlich mehr belastet. 

Das, sehr geehrte Landesregierung, 
sehr geehrte Abgeordnete des hes-
sischen Landtags, kann weder wirt-
schaftlich noch effizient oder gar sinn-
stiftend sein. 

Der BSBD Hessen appelliert an Sie, 
die Abläufe, die Aufgabenabgrenzung 
auf einen kritischen Prüfstand zu stel-
len, die Bediensteten – die Betroffenen 
– vor Ort hierzu zu hören und dann mal 
mutig zu entscheiden. 

Übrigens: wenn Sie glauben, dass Sie 
mit der 3-jährigen Vertragsverlänge-
rung nun auch wieder drei Jahre Zeit 
zur Prüfung haben… Nein, die haben 
Sie nicht. Wenn Sie in drei Jahren etwas 
ändern wollen bzw. zweckmäßigerwei-
se „müssen“, dann sind bereits heute 
die Weichen zu stellen, denn gerade im 
Allgemeinen Vollzugsdienst“ haben wir 
eine 2-jährige (ausbildungsbedingte) 
Vorlaufzeit. Prüfen Sie also jetzt !!!! Bit-
te !!!!

PS: In der JVA Hünfeld nimmt die 
Zahl der Anträge auf gerichtliche Ent-
scheidung zur Durchsetzung einer Aus-
führung aus behandlerischen Gründen 
übrigens zu. Allein es fehlt das Perso-
nal, diese Ausführungen tatsächlich 
umzusetzen.

Wanderpokal bleibt in Weiterstadt
Justizvollzugsfußballmeisterschaft auf dem Hessentag

Am 16. Juni 2017 wurde in König­
städten die Hessische Fußballmei­
sterschaft der Justizvollzugbedien­
steten – traditionell im Rahmen des 
Hessentages – ausgespielt. 

13 Teams der Hessischen Justizvoll-
zugsanstalten trafen sich auf dem Ge-
lände des Sportvereins Alemannia Kö-
nigstädten, um den Sieger zu ermitteln. 
Der gastgebende Verein unterstützte 
die das Turnier ausrichtende JVA Wei-
terstadt hervorragend bei der Organisa-
tion und Durchführung.

Nach Auslosung der Gruppen durch 
eine Kollegin der JVA Frankfurt/M. III 
und Begrüßung der Teilnehmer durch 
die Leiterin der JVA Weiterstadt, star-
tete pünktlich um 10.00 Uhr der Spiel-
betrieb. 

In den teilweise sehr spannenden 
Gruppenspielen setzten sich in Gruppe 
1 die JVAen Gießen/Limburg und Kas-
sel I, in Gruppe 2 die JVAen Rockenberg 
und Weiterstadt durch.

In den anschließenden Halbfinalspie-
len besiegte die JVA Gießen/Limburg 
die JVA Rockenberg und die JVA Wei-
terstadt setzte sich gegen die JVA Kas-
sel durch. Die Spielführer der in den 

Halbfinalspielen unterlegenen Teams 
entschlossen sich den 3. Platz in Form 
eines Elfmeterschießens auszuspielen. 
Dabei hatte die JVA Kassel I gegen die 
JVA Rockenberg das nötige Quäntchen 
Glück. So blieb dem „Turniersiegerbe-
zwinger“ am Ende nur der undankbare 
4. Platz.

Im Finale vermied es Gastgeber Wei-
terstadt großzügig Gastgeschenke zu 
verteilen und gewann Dank eines sicher 
verwandelten Foulelfmeters gegen die 
Spielgemeinschaft der JVAen Gießen/
Limburg. 

Bei der anschließenden, von der 
Hessischen Ministerin der Justiz Frau 
Kühne-Hörmann und der Leiterin der 
JVA Weiterstadt Frau Staudt-Treber 
durchgeführten Siegerehrung, erhiel
ten alle Teams eine Urkunde und die 
vier bestplatzierten einen Pokal. Da die 
JVA Weiterstadt nun zum fünften Mal 
den Wanderpokal des HMdJ gewann, 
verbleibt dieser nun in Weiterstadt.

Im Anschluss der Siegerehrung wur-
de noch kräftig gefeiert. 

Insgesamt erlebten alle Teilnehmer 
und Zuschauer ein sportlich faires Tur-
nier auf gutem fußballerischem Niveau, 
das 2018 in Korbach ausgetragen wird.

Weiterstadt verteidigt den Wanderpokal erfolgreich. � Foto: Privat Herr Kunerth

Justizministerin Kühne-Hörmann überreicht den Wanderpokal. � Foto: Privat Herr Kunerth
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Peter Keil (BSBD) zum Vorsitzenden gewählt

Bezirksverband des dbb Nordhessen unter neuer Leitung
Ralf Kiesow vom OV Kassel II ebenfalls in den Vorstand gewählt

Beim Vertretertag des Bezirksverban
des des Deutschen Beamtenbundes 
Nordhessen (dbb Nordhessen) wurde 
Kollege Peter Keil (OV KS I) zum neuen 
Vorsitzenden gewählt. Peter Keil ge-
hört dem BSBD Hessen an. Auch Kolle-
ge Ralf Kiesow (OV KS II) wurde in den 
Vorstand des dbb Nordhessen gewählt. 
Die Funktion der stellvertretenden Vor-
sitzenden nimmt zukünftig Karin Hell­
wig-Dittler (DStG) wahr. 

Außerdem gehören dem Vorstand 
an: Timo Mühlberger (DStG), Lu­
kas Fröhlich (DStG), Oliver Rudolph 
(DStG), Andrea Bubenheim (DVG), 
Bernd Koch (GDS) und Georg Fleisch­
mann (GDL).

Der Landessvorstand des BSBD Hes-
sen wünscht dem neuen Vorstand des 
dbb Nordhessen viel Erfolg! Neuer Vorstand Bezirksverband dbb Nordhessen. � Foto: dbb

Digitalisierung sinnvoll gestalten
Häufig fällt im Zusammenhang mit 
dem Prozess der Digitalisierung in der 
Privatwirtschaft und der öffentlichen 
Verwaltung auch der Begriff der sog. 
„4. Revolution der Arbeitswelt“.

Wiederkehrend wird vorgetragen, dass 
es nun allerhöchste Zeit sei, dass auch 
die öffentliche Verwaltung in Bund 
und Ländern sich dem Prozess der Di-
gitalisierung öffnet. Auch nehmen wir 
eine enorme Erwartungshaltung im 
Zusammenhang mit der Digitalisierung 
wahr wie z. B., dass man viel Personal 

einsparen und Arbeitsprozesse durch 
„günstigere Beschäftigte“ erledigen 
lassen könne. Zwar kann und soll man 
sich bestimmten Entwicklungen nicht 
generell verschließen, jedoch scheint 
sich ein allzu dominanter betriebswirt-
schaftlicher Ansatz in die Überlegungen 
zur Digitalisierung einzuschleichen.
Wie bei allen weitreichenden Verände-
rungen liegen in der Digitalisierung so-
wohl Chancen wie auch Risiken.
Wir als dbb Hessen werden den Prozess 
intensiv und konstruktiv-kritisch beglei-
ten und darauf drängen, dass er für alle 

Beteiligten sinnvoll gestal-
tet wird. Vor allem werden 
wir darauf achten, dass er 
sich nicht zum Nachteil der 
Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes in Hessen 
auswirkt. 
Ein sinnvoller Digitalisie-
rungsprozess in der öffent-
lichen Verwaltung kann nur 
gelingen, wenn man ihn ge-
meinsam mit den Beschäf-
tigten gestaltet und nicht 
gegen deren berechtigte In
teressen. Dazu ist die inten-
sive Beteiligung der Gewerk-
schaften und der Personalräte auf der 
Basis eines modernen Personalvertre-
tungsrechts erforderlich.

TV-H – Instrumente nutzen
Mit dem Tarifabschluss zum TV-H vom 
März 2017 liegt Hessen – vor allem an-
gesichts des stufengleichen Aufstiegs 
– im Vergleich zu TVöD und TV-H vorn. 

Zu den bisherigen positiven Besonder-
heiten des TV-H (Stichwort Kinderzula-
ge) sind nun weitere positive Aspekte 
hinzugekommen. Die Forderung nach 
Rückkehr des Landes Hessen in die 
TdL steht nach wie vor auf unserer 
Agenda. Denn es ist grundsätzlich nicht 
sinnvoll, in einem Bundesland separate 
Verhandlungen zu führen. Aufgrund 
der eingangs beschriebenen Situation 

muss zwischenzeitlich aber 
hinzugefügt werden, dass 
eine Rückkehr in die TdL 
natürlich nur unter Wahrung 
der bereits erzielten Besitz-
stände geschehen kann.
Wir möchten hier aber auf ei-
nen anderen Aspekt hinwei-
sen. Schon vor den Verhand-
lungen im März 2017 gab 
es im TV-H Möglichkeiten, 
besonders engagierte und/
oder qualifizierte Kolleginnen 
und Kollegen zu fördern. 
So war es bspw. möglich, 
Stufenlaufzeiten zu verkür-

zen oder neu eingestellte Kolleginnen 
und Kollegen in einer fortgeschrittenen 
Erfahrungsstufe einsteigen zu lassen.
Nach unseren Erkenntnissen wurde 
von diesen Möglichkeiten jedoch kaum 
Gebrauch gemacht.
Im März wurde nun zusätzlich die Mög-
lichkeit ausgehandelt, eine Fachkräf-
tezulage zu vergeben, um qualifizierte 
Menschen zu gewinnen bzw. deren Ab
wandern in die Privatwirtschaft zu ver-
hindern. 
Wir appellieren deshalb an die Behör-
den und Dienststellen, sowohl von den 
bisherigen, wie auch von den neuen 
Möglichkeiten maßvoll Gebrauch zu 
machen, und dabei dennoch darauf zu 
achten, dass Bestandskolleginnen und 
Kollegen nicht ins Hintertreffen gera-
ten.

Der dbb Hessen für uns aktiv:

Heini Schmitt, dbb 
Landesvorsitzender. �  
� Foto: www.hphv.de
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